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Beschlussseite zu TOP I.3

Beschluss:

1. Vom Vortrag des Referenten wird unter Maßgabe folgender Änderung:

"Before e. V. ist verpflichtet, sämtliche Fälle, die unmittelbar die 

Stadtverwaltung betreffen - unter Wahrung der Qualitätsstandards des 

Verbands der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und 

antisemitischer Gewalt e. V. (VBRG) sowie des 

Antidiskriminierungsverbandes Deutschland (advd) - in anonymisierter 

und summarischer Form 

regelmäßig - mindestens vierteljährlich - an die Projektsteuerung zu 

melden."

Kenntnis genommen.

2. Der Erhöhung des Zuschusses an Before e.V. ab 2020 um 100.000 Euro 

auf insgesamt 439.202 Euro wird zugestimmt. Das Direktorium wird 

beauftragt die Mittel im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2020 beim 

Produkt P 31111100 anzumelden.

 

3. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 


